
Hinweisgeben bedeutet, dass eine Information z.B. an eine 

interne oder externe Meldestelle, an die Presse oder an die 

Öffentlichkeit weitergegeben wird.

Nach dem Hinweisgeberschutzgesetz sind „hinweisgebende 

Personen“ Menschen, die im Zusammenhang mit ihrer be-

ruflichen Tätigkeit Informationen über Verstöße erlangt 

haben und diese an die vorgesehenen Meldestellen melden 

oder offenlegen. 

Hinweisgebende Person nach dem neuen Gesetz sind also 

auch Sie, wenn Sie bei der Arbeit von Vorgängen erfahren, 

die rechtswidrig sind und Sie diese entweder bei Ihrem 

Dienstherren oder an eine externe Stelle melden.

Beschäftigte im Sinne des Hinweisgeberschutzgesetzes sind 

neben Arbeitnehmer*innen auch u.a. Auszubildende und 

Beamt*innen.

Das Gesetz schützt gerade auch Beamt*innen und Angestell-

te im öffentlichen Dienst und damit auch Sie als Polizist*in 

oder Polizeianwärter*in.

 

Mit dem neuen Hinweisgeberschutzgesetz wird erstmals ge-

setzlich geregelt, wie Hinweisgeber*innen geschützt werden 

müssen. Sie dürfen dabei nicht verantwortlich gemacht 

werden, wenn Sie einen Vorgang nach den gesetzlichen Vor-

gaben melden. Auch dürfen Sie keine Repressionen, wie 

z.B. Entlassung, schlechte Beurteilung, Anfeindungen oder 

Benachteiligungen erfahren, weil Sie Verstöße gemeldet ha-

ben. Verhängt Ihr Dienstherr z.B. eine Sanktion, nachdem Sie 

einen Hinweis gegeben haben, gilt nach dem Gesetz eine so-

genannte Beweislastumkehr – es ist an Ihrem Dienstherrn, 

zu beweisen, dass er die Sanktion nicht wegen der Hinweis-

gabe verhängt hat. Für rechtswidrige Repressionen können 

Sie außerdem Schadensersatz verlangen. 

Das Hinweisgeberschutzgesetz schützt Meldungen von allen 

Straftaten sowie von Ordnungswidrigkeiten, die dem Schutz 

von Leben, Leib, Gesundheit oder dem Schutz der Rechte von 

Beschäftigten und ihren Vertretungen dienen. Hinzu kommen 

Verstöße gegen Vorschriften aus den im HinSchG (§ 2 Abs. 1 

Nr. 3-9, Abs. 2) aufgelisteten Gesetzen, u.a. der Datenschutz-

grundverordnung. Ebenfalls melden dürfen Sie Äußerungen 

von Beamt*innen, die einen Verstoß gegen die Pflicht zur 

Verfassungstreue darstellen. Für eine Meldung brauchen Sie 

„begründete Verdachtsmomente oder das Wissen über tat-

sächliche oder mögliche Verstöße, […] die begangen wurden 

oder sehr wahrscheinlich erfolgen werden“. Sie müssen 

vom rechtswidrigen Verhalten also wissen oder einen dies-

bezüglichen Verdacht haben, den Sie begründen und belegen 

können. 

Von diesem grundsätzlich weiten Anwendungsbereich gibt es 

aber Ausnahmen. Generell nicht vom Anwendungsbereich 

umfasst sind Informationen, die Geheimdienste betreffen. 

Weiterhin ausgenommen sind als Verschlusssachen einge-

stufte Inhalte. Nur bei Meldungen von Straftaten sind Ver-

schlusssachen der niedrigsten Stufe (VS-NfD) vom Schutzbe-

reich des HinSchG umfasst, allerdings nur bei Meldungen an 

die interne Meldestelle.

Meldestellen sind nur dann für die Meldung von Diskrimi-

nierungen oder anderen Gesetzesverstößen zuständig, wenn 

diese eine Straftat darstellen. Eine Zuständigkeit allein bei 

 
Am 02. Juli 2023 ist das Hinweisgeberschutzgesetz (HinSchG) in Kraft getreten. Das Gesetz bringt auch für Sie als Polizist*in 

große Änderungen mit sich, wenn Sie Missstände melden wollen. Diese Handreichung fasst die wichtigsten Fragen und Ant-

worten für Sie zusammen. 



z.B. geschlechtsspezifischen oder rassistischen Benachteili-

gungen, Belästigungen oder Machtmissbrauch besteht daher 

nicht.

Wenn Ihnen nicht klar ist, ob Ihr Sachverhalt unter den An-

wendungsbereich des Gesetzes fällt, können Sie gerne Kon-

takt zur Gesellschaft für Freiheitsrechte aufnehmen. Kontakt-

informationen finden Sie bei Frage 10. 

Alle Beschäftigungsgeber*innen mit in der Regel mehr als 50 

Beschäftigten müssen eine interne Meldestelle einrichten. 

Für Polizist*innen ist das entweder der Bund oder ein Bun-

desland. Diese legen für einzelne Behörden/Verwaltungsstel-

len Organisationseinheiten für die Einrichtung von Melde-

stellen fest. Es kann also „gebündelte“ interne Meldestellen 

für mehrere Polizeibehörden geben. Die internen Meldestel-

len arbeiten dabei unabhängig von den Strukturen bei den Be-

schäftigungsgeber*innen. Ihr*e Beschäftigungsgeber*in muss 

Ihnen Informationen zu der internen Meldestelle und dem 

dazugehörigen Meldeweg zur Verfügung stellen. 

Eine externe Meldestelle für den Bund wird beim Bundesamt 

für Justiz errichtet. Die Länder können eigene externe Melde-

stellen für die Landes- und die Kommunalverwaltung errich-

ten, die dann für Sie als Landesbeamt*in neben der internen 

Meldestelle zuständig wären. Wenn Ihr Bundesland keine ex-

terne Stelle einrichtet oder Sie Bundesbeamt*in sind, können 

Sie die externe Stelle beim Bund nutzen. Die für Sie zuständi-

ge interne Meldestelle muss für Sie Informationen über mög-

liche externe Meldeverfahren bereithalten.

 

Es steht Ihnen frei, ob Sie den Verstoß bei der internen oder 

externen Meldestelle melden. Sie müssen den Vorgang also 

nicht zuerst intern melden. Zwar ist gesetzlich vorgesehen, 

dass Sie grundsätzlich zuerst intern bei der konkreten Stel-

le melden sollen. Eine Verpflichtung dazu gibt es aber nicht. 

Wenn die interne Meldestelle Ihrer Meldung nicht abgeholfen 

hat, können Sie danach immer noch extern melden. 

An die Öffentlichkeit oder die Presse (sog. Offenlegung) 

dürfen Sie aber nur treten, nachdem Sie extern gemeldet 

haben und die Meldestelle innerhalb der dreimonatigen Frist 

keine Folgemaßnahmen ergriffen hat oder Sie keine Rückmel-

dung erhalten haben. Nur in absoluten Ausnahmefällen dür-

fen Sie auch ohne vorherige Meldung offenlegen. Dies ist 

der Fall, wenn Sie davon ausgehen dürfen, dass der Verstoß 

„wegen eines Notfalls, der Gefahr irreversibler Schäden oder 

vergleichbarer Umstände eine unmittelbare oder offenkundi-

ge Gefährdung des öffentlichen Interesses darstellen kann“. 

Für eine solche Notsituation gelten hohe Anforderungen, z.B. 

wenn eine Person unumkehrbar körperlich geschädigt werden 

könnte. Weitere Ausnahmen gibt es, wenn Sie bei externer 

Meldung Repressalien befürchten müssen oder wenn Sie da-

von ausgehen dürfen, dass die externe Meldestelle nicht neut-

ral und wirksam Folgemaßnahmen ergreift. 

 
 

Auch wenn das Hinweisgeberschutzgesetz nicht gilt, z.B. bei 

Verschlusssachen (außer VS-NfD bei Straftaten), bei Geheim-

dienst-Angelegenheiten oder bei Verstößen, die weder straf-

rechtlich relevant sind noch verfassungsfeindliche Äußerun-

gen darstellen, werden Sie als Hinweisgeber*in geschützt. 

Allerdings ist dieser Schutz nicht gesetzlich geregelt – er leitet 

sich aus dem Grundrecht auf Meinungsfreiheit ab. In solchen 

Fällen ist grundsätzlich der Dienstweg einzuhalten, Sie 

müssen also an Ihre direkten Vorgesetzten und ggf. deren wei-

tere Vorgesetzte melden. Eine Offenlegung an die Öffentlich-

keit oder eine externe Meldung ist erst danach zulässig. Auch 

müssen Sie vor Offenlegung zuerst das für Sie zuständige Mi-

nisterium informieren.

In diesen Fällen können Sie sich ggf. aber auch an andere 

Stellen wenden, die für Ihren Fall zuständig sind. In Betracht 

kommen z.B. Antidiskriminierungsbeauftragte, die Poli-

zeibeauftragten oder Polizeivertrauensstellen der Länder 

oder sonstige staatliche und nicht staatliche Stellen. Hier gibt 

es Unterschiede je nach Bundesland. Ihre interne Meldestel-

le muss Informationen über andere Meldeverfahren bereit-

halten. 

Wenn Sie in einem solchen Fall nicht sicher sind, wohin Sie 

sich noch wenden können, steht Ihnen die GFF zur Verfügung. 

Kontaktinformationen finden Sie bei Frage 10.

 

Sie können Ihre Meldung mündlich oder in Textform ma-

chen, also z.B. per Brief, Mail oder Kontaktformular. Eine 

mündliche Meldung können Sie dabei auch telefonisch oder 

mit einer ähnlichen Art der Sprachübermittlung, wie Sprach-

nachrichten, vornehmen. Die Meldewege kann die interne 

Meldestelle frei ausgestalten. Ihre Meldung sollte eine Anga-

be des von Ihnen angenommenen Verstoßes und eine Sach-

verhaltsschilderung enthalten. Bitte erkundigen Sie sich 

vor der Meldung über die Formvorgaben und Meldewege bei 

Ihrer konkret zuständigen Meldestelle! 

Die Frage, ob Sie anonym melden können, kann nicht all-

gemein beantwortet werden. Das HinSchG sieht zwar vor, 

dass interne und externe Stellen auch anonyme Meldungen 

berücksichtigen sollen. Eine Verpflichtung zur Einrichtung 

von Kanälen, die eine anonyme Meldung ermöglichen, gibt 



es aber nicht. Ob Sie also auch anonym melden können, hängt 

davon ab, wie die Meldewege der jeweiligen für Sie zustän-

digen Stelle ausgestaltet sind. Gegebenenfalls ist das bei den 

verschiedenen internen und externen Stellen, die Ihnen zur 

Verfügung stehen, unterschiedlich.

 

Die Meldestelle bestätigt Ihnen spätestens nach sieben Tagen 

den Eingang Ihrer Meldung. Sie prüft, ob sie dem HinSchG 

unterfällt, sowie die Stichhaltigkeit der Meldung selbst. Da-

bei hält die Meldestelle zu Ihnen Kontakt und erfragt ggf. 

weitere Informationen. Sie muss Ihre Meldung grundsätzlich 

vertraulich behandeln, insbesondere muss sie Ihre Identität 

und die Identität der von der Meldung betroffenen Person 

schützen. Herausgeben darf die Meldestelle Ihre Daten nur 

im Ausnahmefall, u.a. auf Verlangen der Strafverfolgungsbe-

hörden. Die Meldestelle ergreift anschließend die notwendi-

gen und angemessenen Folgemaßnahmen. Das sind bei der 

internen Meldestelle z.B. interne Untersuchungen oder eine 

Abgabe für weitere Ermittlungsmaßnahmen und Auskunfts-

verlangen. Bei der externen Meldestelle kann es auch die Kon-

taktaufnahmen mit betroffenen Beschäftigungsgeber*innen 

sein. Die Meldestelle kann Sie auch an eine andere zuständige 

Stelle verweisen oder das Verfahren ohne Folgemaßnahmen 

abschließen, wenn aus ihrer Sicht keine ausreichenden Be-

weise vorliegen. Spätestens nach drei Monaten erhalten Sie 

eine Rückmeldung, die auch geplante und vorgenommene 

Maßnahmen benennen muss. 

Auch müssen die Meldestellen alle eingegangenen Meldungen 

dokumentieren. Diese Dokumentation darf grundsätzlich 

maximal drei Jahre aufbewahrt werden. 

Das vollständige Hinweisgeberschutzgesetz finden Sie hier.

Eine Bewertung des HinSchG durch die GFF während des Ge-

setzgebungsverfahrens finden Sie hier und hier.

Für Kontaktanfragen können sich Polizist*innen, insbesonde-

re bei Erfahrungsberichten zur Hinweisgabe oder für Fragen 

zum HinSchG, an machmeldung@freiheitsrechte.org wenden.

Hier finden Sie Ansprechpartner*innen mit Polizeihinter-

grund, die Sie unterstützen.

Bitte achten Sie darauf, dass mit uns geteilte Informatio-

nen für Sie als Beamt*in einen Verstoß gegen Ihre Amtsver-

schwiegenheit darstellen können. Dies könnte für Sie diszipli-

narrechtliche sowie auch strafrechtliche Folgen haben! 

Wenn Sie Fragen haben oder uns Vorgänge schildern möch-

ten, achten Sie deshalb darauf, Ihre Angaben so abstrakt wie 

möglich und anonym zu halten.

Wir behandeln Ihre Anfrage streng vertraulich. Eine ver-

schlüsselte Kommunikation per E-Mail ist möglich. 

 

https://www.recht.bund.de/bgbl/1/2023/140/VO
https://freiheitsrechte.org/themen/demokratie/whistleblowing-zivilcourage
https://freiheitsrechte.org/ueber-die-gff/presse/pressemitteilungen-der-gesellschaft-fur-freiheitsrechte/pm-hinweisgeberschutzgesetz
mailto:machmeldung%40freiheitsrechte.org?subject=


Innerhalb der Polizei wurde

• eine Straftat,

• eine Ordnungswidrigkeit (die dem Schutz von Leib, Leben, Gesundheit, der 

Rechte von Beschäftigten/ ihrer Vertretungen dient),

• ein Verstoß gegen Vorschriften aus § 2 Abs. 1 Nr. 3 -9, Abs. 2 HinSchG begangen, 

oder Beamt*innen haben verfassungsfeindliche Äußerungen gemacht

Es handelt sich um keine Verschlusssache (außer VS-NfD bei Straftaten) oder Ge-

heimdienstangelegenheit 

Meldung

oder

Eingangsbestätigung durch die Meldestelle (nach spätestens sieben Tagen)

An die zuständige      

interne Meldestelle

An die zuständige     

externe Meldestelle

Rückmeldung durch die Meldestelle mit darin enthaltenen geplanten und vorge-

nommenen Maßnahmen (nach spätestens drei Monaten)

Offenlegung, wenn

extern gemeldet wurde und nach drei Monaten keine Rückmeldung der Meldestelle 

über ergriffene oder zu ergreifende Folgemaßnahmen kam

hinreichender Grund zur Annahme besteht, dass

• eine unmittelbare oder offenkundige Gefährdung des öffentlichen Interesses besteht, 

wegen eines Notfalls, der Gefahr irreversibler Schäden oder Vergleichbares, oder

• bei einer Meldung an die externe Meldestelle Repressalien zu befürchten sind, oder

• Beweismittel unterdrückt oder vernichtet werden könnten, die externe Meldestelle 

sich mit dem Urheber des Verstoßes austauschen könnte oder die Aussichten auf 

wirksame Folgemaßnahmen der externen Meldestelle aufgrund sonstiger Umstände 

gering sind.

oder


